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►AKTUELL: ÄNDERUNG DES ARBEITSZEITGESETZES – MEHR REGULIERUNG FÜR ALLE BÜRGER

Der Betriebsrat einer Wohneinrichtung des Pflege-
sektors hatte die Arbeitgeberseite verklagt, um die 
Einführung eines elektronischen Systems zur Ar-
beitszeiterfassung durchzusetzen. Daraufhin hat das 
Bundesarbeitsgericht mit Beschluss vom 13.09.2022 
festgestellt, dass diesbezüglich kein Initiativrecht des 
Betriebsrats besteht. Arbeitgeber sind verpflichtet, 
Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit der Ar-
beitnehmer aufzuzeichnen, aber nicht in jedem Fall 
mit einem elektronischen System. Das entsprach 
auch der Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs, der am 14.05.2019 in einer Klage gegen 
die Deutsche Bank in Spanien so entschieden hatte. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat 
nun am 27.03.2023 einen Referentenentwurf zur Än-
derung des Arbeitszeitgesetzes vorgelegt. 
Der Entwurf zeigt eine deutliche Orientierung an 
Regulierungen nach den Wünschen der institutionel-
len Arbeitnehmervertreter. Demnach muss die Ar-

beitszeit im Grundsatz elektronisch aufgezeichnet 
werden. Immerhin gibt es im Entwurf mehrjährige 
Übergangsfristen und Arbeitgeber mit bis zu zehn 
Arbeitnehmern dürfen nichtelektronische Systeme 
zur Arbeitszeiterfassung verwenden. Außerdem 
scheint die Verwendung von Office-Software zu-
nächst als elektronische Aufzeichnung zu gelten. 
Hier bleibt abzuwarten wie lange es dauern wird, bis 
der Gesetzgeber die Nachvollziehbarkeit von Ände-
rungen mit spezialisierter EDV obligatorisch macht. 
Bedauerlich ist, dass Vertrauensarbeitszeit oder die 
Delegation der Aufzeichnung auf Arbeitnehmer 
kaum behandelt werden. Auch kann die nichtelek-
tronische Aufzeichnung durch Tarifvertrag oder per 
Betriebs- oder Dienstvereinbarung geregelt werden. 
Das Ministerium will offenbar kaum Regelungs-
kompetenz ohne Mitwirkung von Betriebs- oder 
Personalräten gestatten. Dies ist eine m. E. zu enge 
Auslegung von Mündigkeit und Freiheit der Bürger. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG MAI UND JUNI 2023 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.05.2023 12.06.2023 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag – 12.06.2023 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag – 12.06.2023 

Umsatzsteuer2 10.05.2023 12.06.2023 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 15.05.2023 15.06.2023 

Gewerbesteuer 15.05.2023 – 

Grundsteuer 15.05.2023 – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 19.05.2023 – 

Sozialversicherung4 26.05.2023 28.06.2023 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an Anteilseigner an das zu-
ständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 

dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfrist endet damit entsprechend früher. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

4 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuch-
führung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►GRUNDSTÜCKSEIGENTÜMER/VERMIETER 

Zurechnung der Einkünfte bei Quotennießbrauch 
an einem Gesellschaftsanteil 
Durch die Bestellung des Nießbrauchs an einem Ge-
sellschaftsanteil an einer vermögensverwaltenden 
Personengesellschaft erzielt der Nießbraucher – an-
stelle des Gesellschafters – die auf den Anteil entfal-
lenden Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, 
wenn und soweit er aufgrund der vertraglich zur 
Ausübung überlassenen Stimm- und Verwaltungs-
rechte grundsätzlich in der Lage ist, auch an Grund-
lagengeschäften der Gesellschaft mitzuwirken. 
Entsprechendes gilt nach einem Urteil des Bundesfi-
nanzhofs beim Quotennießbrauch an einem Gesell-
schaftsanteil. Der Quotennießbraucher erzielt nur 
dann die auf den Anteil entfallenden Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung, wenn die vertragli-
chen Regelungen sicherstellen, dass der Gesellschaf-
ter die Entscheidungen – und zwar auch solche, die 
die Grundlagen der Gesellschaft betreffen – nicht 
alleine und/oder gegen den Willen des Quotennieß-
brauchers treffen kann. 
Hinweis: Laut Bundesfinanzhof sind vertragliche 
Regelungen wohl schädlich, die jenseits des Anwen-
dungsbereichs des § 1071 Abs. 2 BGB dem Gesell-
schafter das Mitwirken zubilligen, ohne Rücksicht 
auf den Nießbraucher nehmen zu müssen. 

Veräußerung eines Kaufhauses nach Fassadensa-
nierung kein gewerblicher Grundstückshandel 
Ein gewerblicher Grundstückshandel liegt mangels 
einer nachhaltigen Tätigkeit nicht vor, wenn ledig-
lich ein Objekt (vorliegend ein Einzelhandels-
Kaufhaus) angeschafft, die Fassade saniert und es 
anschließend veräußert wird. Dies gilt laut einem 
Urteil des Finanzgerichts Hamburg jedenfalls dann, 
wenn die Steuerpflichtige im Rahmen der Fassaden-
sanierung keine Aktivitäten entwickelt, die nach 
Umfang und Gewicht über das hinausgehen, was 
beim Bau eines jeden Gebäudes erforderlich ist. 
Hinweis: Zur Beurteilung der korrekten Abgrenzung 
zwischen privater Vermögensverwaltung und ge-
werblichem Grundstückshandel sei auf die Ein-
kommensteuer-Hinweise, Anhang 17 (Bundesfinanz-
ministerium vom 26.03.2004) hingewiesen. 

Berechnung der AfA: Restnutzungsdauer eines 
Mietobjekts nach Immobilienwertverordnung 
Von einem Steuerpflichtigen können Wertgutachten, 
in denen die Restnutzungsdauern von Mietobjekten 
nach der Immobilienwertverordnung (ImmoWertV) 
berechnet werden, der Ermittlung der Abschreibung 
für Abnutzung (AfA) zugrunde gelegt werden. So 
entschied das Finanzgericht Münster.  
Den Steuerpflichtigen steht nach den Grundsätzen 
des Urteils des Bundesfinanzhofs ein Wahlrecht zu, 

sich mit den typisierten AfA-Sätzen zufriedenzuge-
ben oder eine kürzere Nutzungsdauer geltend zu 
machen und darzulegen. Dabei ist keine Gewissheit 
über eine kürzere tatsächliche Nutzungsdauer erfor-
derlich. Vielmehr kann allenfalls größtmögliche 
Wahrscheinlichkeit verlangt werden, sodass eine 
Schätzung des Steuerpflichtigen nur dann zu ver-
werfen ist, wenn sie eindeutig außerhalb des ange-
messenen Schätzungsrahmens liegt. Dabei kann das 
Verfahren der Gebäudesachwertermittlung nach der 
ImmoWertV Anwendung finden, auch wenn dieses 
eine modellhafte Berechnung darstellt, die nicht 
primär auf die Ermittlung der tatsächlichen Nut-
zungsdauer nach dem Einkommensteuergesetz ge-
richtet ist. Ausgehend von diesen Grundsätzen sind 
daher auf Grundlage eingereichter Gutachten ermit-
telte Restnutzungsdauern nicht zu beanstanden. 

Bundesregierung einigt sich auf neues Förderkon-
zept für erneuerbares Heizen 
Die Bundesregierung hat sich am 19.04.2023 auf ein 
neues Förderkonzept zum erneuerbaren Heizen ver-
ständigt. Mit dem Gesetzentwurf zur Novelle des 
Gebäudeenergiegesetzes wird der verbindliche Um-
stieg auf erneuerbare Energien beim Heizen gesetz-
lich verankert. Das heißt konkret, dass ab 2024 jede 
neu eingebaute Heizung zu mindestens 65 % mit 
erneuerbaren Energien betrieben werden muss. Da-
her wird in der Folge auch die Förderung angepasst. 

►ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER 

Besteueruung von Aktienoptionen vom ausländi-
schen Arbeitgeber im Fall des Ansässigkeitswech-
sels 
Wenn einem Arbeitnehmer im Rahmen seines Ar-
beitsverhältnisses Aktienoptionen („Stock Options“) 
gewährt werden, werden die daraus resultierenden 
geldwerten Vorteile erst zum Zeitpunkt der Aus-
übung der Option zufließen. Die geldwerten Vorteile 
aus der Ausübung der Stock Options werden – un-
geachtet der Besteuerung zum Zeitpunkt der Opti-
onsausübung – zeitraumbezogen gewährt und sind 
deshalb anteilig dem Erdienenszeitraum zuzuord-
nen. Nach dem Veranlassungsprinzip geht es dabei 
grundsätzlich um den Zeitraum zwischen der Ge-
währung der Stock Options und deren erstmaliger 
Ausübbarkeit. Eine abschließende Beurteilung ist 
aber nur anhand der konkreten Vereinbarungen bei 
Gewährung der Stock Options sowie der sonstigen 
Umstände des Einzelfalls möglich. 
Bei grenzüberschreitenden Sachverhalten richtet sich 
eine Freistellung der Einkünfte nach der Tätigkeit im 
Erdienenszeitraum. Soweit das Doppelbesteue-
rungsabkommen mit den USA an eine „in einem 
Vertragsstaat ansässige Person“ anknüpfe, ist dage-
gen allein die Ansässigkeit zum Zeitpunkt des Zu-
flusses der Einkünfte maßgeblich. 



PROF. DR. MICHAEL SCHEFCZYK 
STEUERBERATER 
FACHBERATER FÜR INTERNATIONALES STEUERRECHT 

MANDANTENBRIEF MAI 2023 
  SEITE 3 

 

STEUERBERATER PROF. DR. MICHAEL SCHEFCZYK ∙ SELLINER STR. 10 ∙ 01109 DRESDEN ∙ TEL. 03 51-4 59 56 40 ∙ MICHAEL@SCHEFCZYK.NET ∙ WWW.STB-SCHEFCZYK.DE 

Stille Beteiligung am Unternehmen des Arbeitge-
bers – Einkünfte aus Kapitalvermögen oder aus 
nichtselbstständiger Arbeit? 
Ein am Gewinn und Verlust des Unternehmens be-
teiligter stiller Gesellschafter ist nicht als Mitunter-
nehmer anzusehen, wenn er weder am Unterneh-
menswert noch am Zuwachs der stillen Reserven 
des Betriebsvermögens einschließlich des Firmen-
werts beteiligt ist und ihm auch keine über das 
Recht, die Jahresabschlüsse einzusehen, hinausge-
henden Stimm- oder Widerspruchsrechte zustehen. 
So entschied das Finanzgericht Baden-Württemberg. 
Der Umstand, dass der Arbeitnehmer keinen An-
spruch auf Einräumung der stillen Beteiligung hat, 
spricht für ein unabhängig vom Arbeitsverhältnis 
bestehendes Sonderrechtsverhältnis. Bei der Mög-
lichkeit, die stille Einlage durch stehengelassene 
Gewinnanteile zu erbringen, handelt es sich um eine 
übliche Möglichkeit zur Einlageerbringung.  
Eine Veranlassung der stillen Beteiligung durch das 
Arbeitsverhältnis lässt sich nicht daraus herleiten, 
dass die Gewinnbeteiligung des nicht auf einen be-
stimmten – absoluten und angemessenen – Prozent-
satz der Einlageleistung begrenzt ist. Die Gewinnan-
teile aus der stillen Beteiligung führen beim Kläger 
zu Einkünften aus Kapitalvermögen. 

Änderung beim Lohnsteuerabzug: Arbeitnehmer 
dürfen mit mehr Nettogehalt rechnen 
Ab 01.04.2023 werden geänderte Programmablauf-
pläne für den Lohnsteuerabzug 2023 angewendet. 
Berücksichtigt wird dabei die Anhebung des Arbeit-
nehmer-Pauschbetrags auf 1.230 Euro und des Ent-
lastungsbetrags für Alleinerziehende auf 4.260 Euro. 

Lohnerhöhungen für Beschäftigte verschiedener 
Branchen 
Tarifbeschäftigte Mitarbeiter im Bauhauptgewerbe –
Hoch-, Tief oder Straßenbau – können sich seit 
01.04.2023 über mehr Gehalt freuen. Im Westen um 2 
Prozent und im Osten um 2,7 Prozent. Im Mai steht 
zudem noch eine Einmalzahlung über 450 Euro an. 
Der branchenbezogene Mindestlohn für Maler und 
Lackierer steigt ab 01.04.2023 von 13,80 auf 14,50 
Euro. Für Helfer beträgt der Mindestlohn 12,50 Eu-
ro; das ist eine Erhöhung von 1,10 Euro pro Stunde. 
Der tarifliche Mindestlohn für Leihbeschäftigte liegt 
ab 01.04.2023 bei mindestens 13 Euro pro Stunde. 

►UMSATZSTEUER 

Errichtung einer Photovoltaikanlage: Steuerentste-
hung und -berichtigung bei späterer Vereinnah-
mung des Entgelts 
Der Bundesfinanzhof hatte u. a. die Frage zu klären, 
ob der Unternehmer im Hinblick auf eine getroffene 

Fälligkeitsabrede, nach der die vereinbarte Vergü-
tung nur insoweit zur Zahlung fällig wird, als sie aus 
den laufenden Einnahmen der Stromeinspeisung des 
Auftraggebers beglichen werden kann, bereits für 
den Besteuerungszeitraum der Steuerentstehung 
berechtigt ist, die nach vereinbarten Entgelten be-
rechnete Steuer zu berichtigen.  
Die Steuer entsteht auch dann mit der Leistungsaus-
führung, ohne dass es zu einer Steuerberichtigung 
kommt, wenn der Unternehmer für die Errichtung 
einer Photovoltaikanlage mit dessen Betreiber ver-
einbart, dass das Entgelt hierfür nur insoweit ge-
schuldet wird, als es durch Einnahmen aus der 
Stromeinspeisung beglichen werden kann. Die Klä-
gerin ist hier nicht berechtigt, die Steuer für die je-
weilige Teilleistung im Umfang des jeweiligen Un-
terschiedsbetrags zwischen dem vereinbarten und 
dem vereinnahmten Entgelt zu berichtigen. 

Ermäßigte Umsatzsteuer bei Vermietung nicht 
ortsfester Wohncontainer an Arbeitnehmer 
Der Bundesfinanzhof hat klargestellt, dass nicht nur 
die Vermietung von Grundstücken und mit diesen 
fest verbundenen Gebäuden nach dem Umsatzsteu-
ergesetz begünstigt ist, sondern allgemein die Ver-
mietung von Wohn- und Schlafräumen durch einen 
Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von 
Fremden und damit auch die Vermietung von 
Wohncontainern an Erntehelfer.  
Dies entspricht auch dem Unionsrecht. Im Verzeich-
nis der Lieferungen von Gegenständen und Dienst-
leistungen, auf die ermäßigte Mehrwertsteuersätze 
angewendet werden können, sind die Beherbergung 
in Hotels und ähnlichen Einrichtungen, einschließ-
lich der Beherbergung in Ferienunterkünften, und 
die Vermietung von Campingplätzen und Plätzen 
für das Abstellen von Wohnwagen angeführt. Die 
„Beherbergung in Ferienunterkünften“ umfasst auch 
die Vermietung von Zelten, Wohnanhängern oder 
Wohnmobilen, die auf Campingplätzen aufgestellt 
sind und als Unterkünfte dienen. 

Verwendung eines neu erworbenen Pkw teils für 
steuerpflichtige, teils für steuerfreie Umsätze – 
Vorsteuerabzug nicht nach Umsatzschlüssel 
Wird ein Pkw nach der Anschaffung teils zur Erzie-
lung steuerpflichtiger und steuerfreier Umsätze 
verwendet, ist die Vorsteueraufteilung für den Pkw 
auf Grundlage der Fahrleistung des Pkw vorzuneh-
men. Eine Aufteilung im Verhältnis der auf die steu-
erpflichtigen bzw. steuerfreien Umsätze entfallenden 
Fahrleistungen führt laut Finanzgericht Baden-
Württemberg zu einer präziseren wirtschaftlichen 
Zurechnung als der Umsatzschlüssel.  
Wenn eine Unternehmerin den neuen Pkw kurz vor 
Jahresende (hier: November) erworben und im Jahr 
der Anschaffung des Pkw bereits zuvor einen ande-
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ren „funktionsgleichen” Pkw für die gleichen Um-
sätze genutzt hat, ist für die Vorsteueraufteilung auf 
die tatsächliche Verwendung sowohl des alten als 
auch des neuen Pkw im gesamten Kalenderjahr und 
somit auf die Gesamtfahrleistung im gesamten Ka-
lenderjahr abzustellen. 
Wenn der neu angeschaffte Pkw später tatsächlich in 
einem anderen Umfang als bei der vorläufigen Vor-
steueraufteilung beim Kauf für steuerpflichtige bzw. 
steuerfreie Umsätze genutzt wird, ist insoweit eine 
Vorsteuerberichtigung vorzunehmen. Es kann jeden-
falls in Fällen, bei denen ein bereits vorhandenes 
Wirtschaftsgut durch ein funktionsgleiches ausge-
tauscht wird, zu einem Nebeneinander der Anwen-
dung von Vorsteuerabzugsausschluss und zur Be-
richtigung des Vorsteuerabzugs kommen. 

►UNTERNEHMER/BETEILIGUNGEN 

Tatsächliche Durchführung eines Gewinnabfüh-
rungsvertrages – Anerkennung einer körperschaft-
steuerlichen Organschaft 
Wenn es während der Mindestvertragslaufzeit von 
fünf Jahren zur Nichtdurchführung des Gewinnab-
führungsvertrags kommt, führt dies nicht nur zu 
einer Unterbrechung der körperschaftsteuerrechtli-
chen Organschaft für einzelne Veranlagungszeit-
räume, sondern insgesamt zu einer (rückwirkenden) 
Nichtanerkennung der körperschaftsteuerrechtlichen 
Organschaft. 
Die tatsächliche Durchführung des Gewinnabfüh-
rungs- und Beherrschungsvertrags setzt nach einem 
Urteil des Bundesfinanzhofs voraus, dass er entspre-
chend den vertraglichen Vereinbarungen vollzogen 
wird. Dies bedeutet u. a., dass die nach den Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung ermittelten 
Gewinne tatsächlich durch Zahlung oder Verrech-
nung an den Organträger abgeführt werden. „Ver-
rechnung“ ist in diesem Zusammenhang so zu ver-
stehen, dass es sich um eine einer tatsächlichen Zah-
lung gleichstehende Aufrechnung handeln muss; die 
reine Buchung der Forderung ohne Erfüllungswir-
kung ist dagegen nicht ausreichend. 

Steuerliches Einlagekonto: Gesellschafter hat kei-
ne Anfechtungsbefugnis 
Das Körperschaftsteuergesetz schreibt vor, dass der 
Bestand des steuerlichen Einlagekontos mit einem 
besonderen Bescheid festzuschreiben ist. Auf dem 
Konto sind insbesondere die Einlagen zu erfassen, 
die der Gesellschafter an „seine“ Kapitalgesellschaft 
geleistet hat. Wenn solche Einlagen später an den 
Gesellschafter aus dem Einlagekonto zurückgezahlt 
werden, dann muss der Gesellschafter diese sog. 
Einlagenrückgewähr nicht versteuern. Obgleich der 
Bescheid somit im Wesentlichen Bedeutung für die 

Besteuerung des Gesellschafters hat, richtet sich der 
Bescheid ausschließlich an die Kapitalgesellschaft. 
Der Bundesfinanzhof hat diese Auffassung bestätigt. 
Grundsätzlich kann ein Bescheid nur von den Ad-
ressaten angefochten werden. Das ist im Fall des 
Bescheids nach dem Körperschaftsteuergesetz die 
Kapitalgesellschaft und allein sie kann deshalb Ein-
spruch einlegen und Klage erheben. Der Gesellschaf-
ter der Kapitalgesellschaft ist nicht Adressat, son-
dern als Dritter lediglich mittelbar von dem Be-
scheid betroffen. Ein eigenes Anfechtungsrecht des 
Gesellschafters (sog. Drittanfechtungsrecht) ist auch 
nicht ausnahmsweise anzuerkennen. Zum einen be-
steht keine Rechtsschutzlücke, da die Kapitalgesell-
schaft Fehler des Bescheids im Rechtsbehelfsverfah-
ren geltend machen kann. Zum anderen hat ein sol-
ches Recht zur Folge, dass der Bescheid noch nach 
vielen Jahren vom Gesellschafter angefochten wer-
den kann und dauerhaft kein Rechtsfrieden eintritt. 
Die Versagung eines eigenen Anfechtungsrechts des 
Gesellschafters ist auch mit der Rechtsschutzgarantie 
des Grundgesetzes vereinbar (Art. 19 Abs. 4 GG). 

►ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Zufluss von Bonuszinsen aus einem Bausparver-
trag bei nur buchmäßigem Ausweis der Zinsen  
Bonuszinsen aus einem Bausparvertrag fließen ei-
nem Steuerpflichtigen nicht bereits mit dem jährli-
chen Ausweis der Zinsen auf einem von der Bau-
sparkasse geführten Bonuskonto zu, wenn ein An-
spruch auf die Bonuszinsen nur nach einem Verzicht 
auf das Bauspardarlehen entsteht, die Bonuszinsen 
erst bei Auszahlung des Bausparguthabens fällig 
werden und über sie nur in Verbindung mit dem 
Bausparguthaben verfügt werden kann. So entschied 
der Bundesfinanzhof.  
Das Finanzgericht hat demnach zu Recht entschie-
den, dass das Finanzamt berechtigt war, die Bonus-
zinsen im Streitjahr in voller Höhe der Besteuerung 
zu unterwerfen. Im Streitfall handelte es sich bei den 
von der Bausparkasse gutgeschriebenen Bonuszin-
sen um eine Erhöhung der dem Kläger für die Über-
lassung des Bausparguthabens gewährten Gutha-
benzinsen. Die Bonuszinsen stellten deshalb – ebenso 
wie die Guthabenzinsen – ein Entgelt für die Über-
lassung von Kapitalvermögen zur Nutzung dar. Et-
was anderes gilt nicht deshalb, weil bei einem Bau-
sparvertrag das Sparen in der Regel lediglich 
Durchgangsstadium auf dem Weg zur Erlangung 
eines Bauspardarlehens ist. Denn dies schließt nicht 
aus, dass im Einzelfall der Sparzweck für den Ab-
schluss eines Bausparvertrags (mit-)bestimmend ist. 
Das gilt jedenfalls dann, wenn die Erwartung einer 
Rendite aus dem Bausparguthaben im Vordergrund 
steht. Dabei genügt es, wenn die Absicht, Einkünfte 
aus Kapitalvermögen zu erzielen, nur als Neben-
zweck verfolgt wird. 


